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M 576. Abendblatt. M 1867. 


1. und 2. ſchleswig⸗holſteiniſchen Wah) bezirk zu veranlaſſen. — Referent 
Abg. 24. er (Franzburg): Die 5 Abgeordneten, deren Wahl an 
ſich zu keinem Bedenken Veraulgſſung gegeben, haben in det Kommiſſton 
ihren Vorbehalt aufrecht erhalte Ihre Motivirung beruhte auf der irri⸗ 
en Vorausſetzung, daß fie thalfachlich noch nicht definitiv in den preußi⸗ 
ſchen Staatsverband ange Ai ſeien, und fie beriefen ſich hien bei auf 
den Prager Frieden. Die An ider Majorität der Kommiſſion ging da⸗ 
hin, daß die Nordſchleswiger Ubßkhaupt gar nicht berechtigt feien, aus einem 
Vertrage Rech e in Anſpruch zi nehmen, bei welchem fie ſelbſt nicht als 
Kontrahenten betheiligt ſeien; iter ſelbſt wenn ihre Auffaſſung berechtigt 
wäre, ſo laſſe der Prager 2 ehen die Grenzlinie ganz unbeſtimmt, fo daß 
man nicht wiſſe, welchen Theſſen ein ſolches Recht zugeſtanden werden 
könne. Eine ſolche Verwahrung jei mithin unzuläſſig, da nur die Eigen⸗ 
ſchaft als preußiſcher Staats bl das Recht gebe, in das Haus gewählt 
zu werden. Ein Präcedenzfall de aus dem Sr 1850 vor, wo Abge⸗ 
ordnete aus der Provinz Poſen eh weigerten, den Eid zu leiſten, und ihr 
Mandat deshalb niederlegten; Dahn wiedergewählt, wollten ſie ebenfalls nur 
aber vom Präſidenten auf die Unzuläffig- 
ewieſen. — Die Majorität glaubte ferner 
Beſtandtheil der vom Haufe zu prüfenden 
letzteren daher das Recht zuerkennen zu 
Mitglieder durch eine Neuwahl erſetzen 
ersleben) (verlieſt feine Rede): Die vor⸗ 
urch uns, ſondern durch den Vertrag ger 
joltsabſtimmung gehören die alsdann preu⸗ 
sverbindlich zu Preußen, und wir glaub⸗ 
ten zu müſſen, daß wir durch Ableiſtung 
Landsleute aufgeben. — Abg. Elliſſen: 
Der Präcedenzfall von 1850 hier nicht zu, da Poſen ſeit vielen Jah⸗ 
ren bereits ein integrirender Thel des preußiſchen Staates iſt. Die Nord⸗ 
ſchleswiger glauben in dem Rfager Frieden eine völkerrechtliche Garantie 
dafür zu haben, daß ihnen die Entſcheidung über ihre Staatsangehörigkeit 
ſelbſt uberlaſſen bleiben fol; nenn ſich das Abgeordnetenhaus auch nicht in 
der Lage befindet, dieſe Anſichtezu vertreten, und das Verfahren der beiden 
Abgeordneten anzuerkennen, ſe muß ich doch, wenn ich mich auf einen ob⸗ 
jektiven Standpunkt ſtelle, ihm Verhalten als korrekt und patrivtiſch an⸗ 
erkennen. — Abg. Meyer (TE 0 (pom Platze; Ruf im Haufe: Tri⸗ 
büne! Tribüne! Redner geht ft auf die Tribüne, iſt aber in Folge beffen 
auf der Journaliſtentrivüne [Aer verſtändlichh: Als Vertreter eines der 
nördlichſten Diſtrikte von Schlazwig proteſtire ich gegen die vom Abgeordn. 
Krüger ausgeſprochene Vehaupfung, daß es der Wunſch Nordſchleswigs im 
Allgemeinen wäre, wieder m änemark vereinigt zu werden (Beifall). 
gewählt bin, haben ſelbſt einzelne Dänen 
für den deutſchen Kaudidaten geſtimmt. In 
ördlichſten Stadt Schleswigs, find unter 33 
N ind 13 Dänen geweſen; ebenſo iſt das Ver- 
bäftniß in vielen anderen Stäpke ; wenn man auch wohl hin und wieder 
daͤniſche Sympathien trifft, doch entſchieden die Majorität der Ein⸗ 
wohner von Nordſchleswig den - gefinnt (Beifall). 

Abg. Tweſten: Eine 95 Dednktion, wie fie die Herren Ahlmann 
und Krüger aus dem Prager Frieden herleiten, darf nicht un erügt bleiben. 
Oeſterreich und Preußen haben allein den Vertrag geſcloſſen. Niemand 
weiter kann ein Recht daraus herleiten, nur Oeſterreich kann die Erfüllung 
des Art. V. fordern, Dänemark hat kein, Recht darauf erworben. Die Ab- 
tretung kann nicht duch einen Drogen Akt des preußiſchen Staates erfol⸗ 
gen, ſondern es müſſen Verhandlungen mit Danemark über die Feſtſtellung 
der Grenze, über Rechte und Pflichten der Nordſchleswiger, über Garantien 
vorhergehen, müſſen Abkommen getroffen werden wegen Uebernahme eines 
Theils der Schulden. Kommt keine Einigung zu Stande, ſo muß Oeſter⸗ 
reich gehört werden. Durch den Frieden aber find augenblicklich und bis 
zur Vereinbarung alle Einwohner Schleswigs Preußen, haben Preußens 
Geſetze zu befolgen. Es liegt wohl hier eine Gewiſſensfrage vor, worauf 
aber das Abgeordnetenhaus nicht Rückſicht nehmen kann. — Der Antrag 
der Geſchäſtsordnungs⸗Kommiſſten wird mit allen Stimmen gegen die der 
Abgg. Krüger Ahlmann und Elliſſen angenommen. — Der Präſident er⸗ 
klärt, daß er die Abgg. Krüger und Ahlmann nunmehr auf Montag zur 
Eidesleiſtung ausdrücklich vorladen werde. 

Es folgt der dritte Gegenſtand der Tagesordnung: Mündlicher Be⸗ 
richt der Finanzkommiſſion über den Geſetzentwurf, betr. die Stempelſteuer 
für Kalender. Die 88. 1 und 2 der Vorlage lauten: 8. 1. Die Stempel⸗ 
ſteuer von den für das Jahr 1869 und für die folgenden Jahre erſcheinenden 
ausläudiſchen Kalendern iſt nach den für inländische Kalender vorgeſchriebe⸗ 
nen Steuerſätzen zu entrichten. 8. Im Geltungsbereiche des Stempel⸗ 
geſetzes vom 7. März 1822 iſt die Stempelſteuer von Kalendern fortan 
ohne Unterſchied zwiſchen Luxus- und Volkskalendern nur nach den für 
Volkskalender beftimmten Steuerſätzen zu erlegen. 

Die Kommiſſton hat das Geſetz aber folgendermaßen amendirt: „8 1. 
Die Stempelſteuer von den für das Jahr 1809 und die folgenden Jahre 
erſcheinenden Kalendern iſt ohne Unterſchied zwiſchen inländiſchen und aus⸗ 
ländiſchen und zwiſchen Volks- und Lurus⸗Kalendern nach folgenden Steuer⸗ 
ſätze zu errichten: für Kalender in Quart, Oktav und Duodez, ingleichen 
Schreib⸗Kaleuder 2 Sgr., für Kalender in kleineren Formaten wie auch 
Tafel Kalender 1 Sgr. 8 2 fallt fort. — Vom Abg. Dr. Engel wird 
im Laufe der Debatte das Amendement geſtellt: „den § 1 des Geſetzent⸗ 
aurſs dahin zu faſſen: Die Stempelſteuer, einſchließlich der Verlegergebühr 
für die Kalender⸗Materialien, beträgt von den für das Jahr 1869 und die 
folgenden Jahre erſcheinenden Kalendern, ohne Unterſchied der Ausſtattung, 
des Umfangs, des Formats und des Herſtellungslandes, Einen Silber 
groſchen pro Stück.“ — Hierzu ſtellte Abg. v. Benda das Sousamende⸗ 
ment: Zu dieſem Amendement die Worte: „einſchließlich der Verlegergebühr 
für die Kalender-Materialien zu ſtreichen. 

Mit Beginn der Debatte über dies Geſetz verläßt faſt die ganze rechte 
Seite des Hauſes den Saal; die Zurückbleiben den aber ſind ſo unruhig, 
daß es unmöglich iſt, auf der Journaliſtentribüne ſelbſt die ſonſt laut und 
deutlich ſprechenden Redner genau zu verſtehen. — Oas Amendement des 
Abg. v. Benda wird abgelehnt, und zwar, wie die Zählung ergiebt, mit 
167 gegen 171 Stimmen. (Dafür ſtimmten bie Liberalen, mit einzelnen 
Ausnahmen, u. a. Roepell, dagegen die Konſervativen und Altliberalen. 
Unter lautem Murren der Rechten wird namentliche Abſtimmung beantragt 


Deutſchlaud. 

Berlin, 8. Dezember. Sr. Majeflät der König empfing 
am Sonnabend Nachmittag den Handelsmintſter Graf Itzenplitz und 
den Juſtizminiſter Dr. Leonhardt zu einer laugen Unterredungen. 
Heute arbeitete Allerhöchſtderſelbe mehrere Stunden, empfing bler⸗ 
auf Se. K. Hob. den Prinzen Auguſt von Würtemberg und den 
Major und Flügeladjutanten Grafen Lehndorff, die von den Hof- 
jagden in Deſſau zurückgekehrt find, und erthellte alsdann Audlenz 
dem Wirkl. Geheimrath v. Frankenberg-Ludwigs dorf, der am Sonn- 
abend zur Erinnerung an den Tag, an welchem er vor 60 Jahren 
in den Staatsdienft getreten, das Großkreuz zum Rothen Adler⸗ 
orden erhalten hat. — Die Familientafel fand im kronprinzlichen 
Palais ſtatt. 

— Die ſächſiſche Regierung hat wieder einen Beweis bundes- 
freundlicher Geſinnung gegeben. Nach preußiſchen Geſetzen haben 
bekanntlich die Militärärzte das Recht, auch Civilpraxis zu treiben. 
Dieſes Recht iſt ſächſiſcherſeits den in Leipzig in Garniſon ſtehen⸗ 
den preußiſchen Milttärärzten ebenfalls eingeräumt worden. 

Berlin, 7. Dezember. (Haus der Abgeordneten.) 12. Sitzung. 

Am Miniſtertiſch Freiherr v. d. Heydt, Graf Eulenburg und zahlreiche 
Kommiſſare. Die Vorberathung des Staats haushaltes wendet ſich dem Etat 
der Häuſer des Landtages zu. Der Etat des Herrenhauſes (40,210 ) 
wird genehmigt Zu dem Etat des Abgeordnetenh uſes (251,920 . 
51,920 % mehr als im v. J.) bemerkt Abg. Dr. Becker, daß die erheb⸗ 
lichen Veränderungen, die er zeige, auf der Vermehrung der Zahl der Ab⸗ 
eorbneten und den Vorſchlägen des Präſidiums beruhe. „Beſonders muß 

5 auf die üble Lage aufmerk am machen, in welche die Berichterſtatter der 
Preſſe durch den Umbau des Saales gerathen find. Die Journaliſtenloge 
iſt an derſelben Stelle geblieben, während Präſidium und Rednertribüne 
um eine Strecke verlegt ſind. So klein dieſelbe auch iſt, iſt das doch den 
Journaliſten bemerklich geworden und man verma nur ſehr unvollkom⸗ 
men den Verhandlungen von dort zu folgen. Hoſßentlich wird die Regie⸗ 
rung dieſen Uebelſtand verbeſſern, da dieſer Saal auch als Sitzungslokal 
für das Zollparlament benutzt werden wird.“ — Abg. Graf Schwerin: 
Ich vermiſſe nur einen Vorſchlag, wie es beſſer zu machen. Die einzige 
Möglichkeit wäre noch die Verlegung der Journaliſteutribüne an die Ste le 
der Herrenhausloge. — Abg. Dr. Becker: Jedenfalls müſſe man die 
Journaliſtenloge etwas niedriger legen, mit dem Borfchlage des Vorred⸗ 
ners ſei er auch einverſtanden. — Abg. Heiſe: Auch die Herrenhausloge 
muß gut gelegen ſein. Eine ſchlechte Lage der eee noch 
viel bedauerlicher als ſchlechte Plätze für die Journaliſten (Wiederſpruch 
und Gelächter). — Abg. v. Hennig: Die Herrenhausloge, die faſt noch 
einmal ſo groß ſei, als die im Herrenhauſe den Abgeordneten eingeräumte, 
ei nie vollſtändig beſetzt und ihre Verlegung nach der Tribüne A würde 
ch daher empfehlen. — Abg. Graf Schwerin: Es ſei ein großer Unter⸗ 

ſchied zwiſchen dem Anhören und dem Nachſchreiben der Verhandlungen; 
dem Herrenhauſe würde durch die Verlegung kein Unrecht geſchehen. — 
Abg. v. Binde (Minden): auf die Kleinheit unſerer Loge im Herren 
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Saale nahe an der Tribüne unmöglich, die Redner zu verſtehen. Ruhe im 
Hauſe wäre auch für * Journaliſten wichtig. — Ein Antrag liegt nicht 
vor, der Etat wird genehmigt. ag 
Es folgt der Etat des Staatsminiſteriums (Bureau: 83,700 , 
darunter 31,000 % Dispoſitionsfonds für allgemeine politiſche Zwecke, 
im Ganzen 4950 %, mehr als im vorigen Jahr; Staats-Archive: 34,025 
SH General⸗Ordenskommiſſton: 115,900 , 1300 % mehr als im 
vorigen Jahr; Geheimes Civil⸗Kabinet: 23,700 %, 3100 9% mehr als 
im vorigen Jahr; Oberrechnungs⸗Kammer: 131,440 4, 2200 Ag mehr 
als im vorigen Jahr; Ober-Eraminations-Kommiffion: 970 %; Dis⸗ 
ziplinarhof: BI; Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte: 
2400 % — Im Ganzen 393,375 % ; 
Zu dem Etat der Staatsarchive beantragt Abg. Dr. Karſten: die 
Regierung aufzufordern, die däniſche Regierung zur ſchleunigen Erfüllung 
der von derſelben im Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 Art. XX. 
übernommenen Verpflichtung zur Auslieferung der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Landesarchive zu veranlaſſen, ſowie demnächſt auf die Einrichtung der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Laudesarchive in den Herzogthuͤmern Bedacht zu nehmen. 
— Der Antrag Karſten wird mit allen gegen die Stimmen der beiden 
däniſchen Abgeordneten angenommen. 
u dem Etat der General-Ordenskommiſſion nimmt das Wort der 
Abg. enen Für Ordensinſignien ſind 12,000 Kg. mehr angeſetzt 
als 1867, ohne daß die Vertheilung von Ordenszeichen vermehrt werden 
ſoll. Es wurden 1864 66 58,636, 37,429 und 77,689 % für dieſen 
Zweck verausgabt, trotzdem waren in dem letzten Etat nur 12,000 2. 
ausgeſetzt; wenn die Poſition jetzt auf 24,000 % erhöht wird in der Ab⸗ 
ſicht, dieſe Summe nicht zu überſchreiten, ſo würde damit eine erhe bliche 
Beſchränkung der Ordensverleihungen eintreten müſſen. — Regierungs- 
kommiſſar Ge heimerath Wagen er: Was die etwaige Brſchrankung der 
Ordensverleihungen betrifft, ſo wird dieſe Frage nicht von dieſer Stelle aus 
entſchieden. Die Jahre 1864 —66 können hierbei allerdings nicht maß⸗ 
gebend ſein, da zwei Kriege die Thätigkeit der Kommiſſion mehr als ſonſt 
in Anſpruch nahmen, und jede Landesvertretung kann ſich Glück wünſchen, 
wenn ſich Veranlaſſung bietet, Ehrenzeichen in fo großer Zahl zu verthei⸗ 
len. Ich hoffe, daß die nothwendige Vermehrung des Perſonals um fo 
weniger auf Widerſtand ſtoßen wird, als die höheren Beamten der Kom⸗ 
miſſion ihr Amt unentgeltlich verſehen und man ihnen daher wenigſtens 
alle untergeordneten Bureauarbeiten abnehmen muß. — Die Beſoldung für 
die drei neuen Stellen wird hierauf bewilligt. 
Bei dem Etat für das geheime Civilkabinet wird auf den Antrag des 
Abg. Leſſe die Bewilligung der Beſoldung für einen Geh. Kabinetsrath 
ausgeſetzt. Zur Motivirung zweier neuer Regiſtratorſtellen à 1200 Ab. 
bemerkt der Abg. Lauenſtein, daß die Gnadengeſuche an den König fo zu- 
euemmen hätten, daß man das Cioilkabinet faſt als eine Gnadeniuftanz 


Hamburg, 7. Dezember. Graf Bismarck iſt zur Faſanen⸗ 

jagd auf dem bolſteinſchen Gute Ahrensburg eingetroffen, 
Dresden, 7. Dezember. Dem „Dresdener Journal“ wird 

in einer Korreſpondenz aus Wien dom 5. d. Mte. gemeldet, der 


Paſcha erjeßt werden ſolle. Man vermuthet, daß dieſer Perſonen⸗ 
wechſel die von den Mächten beantragte Zulaſſung einer interna⸗ 
tionalen Kommiſſion einleite. Dem Ober Kommandeur Huſſein 
Paſcha ſei es unterſagt, die Offenfive gegen die Aufſtändiſchen zu 
ergreifen. — Die Pforte ſoll fi mit der Eventualität beſchäftigen, 
daß die bevorſtehende Konferenz nach der römiſchen auch die orien- 
taliſche Frage berathen werde. 

Dresden, 8. Dezember. Zur Begründung einer demofra- 
tiſchen Partei in Dresden fand geſtern eine von Wigard berufene 
Volksverſammlung ſtatt. Von 400 Erſchlenenen erklärten ſich 136 
zur Betheillgung an den Verſammlungen, welche monatlſch einmal 
Rattfinden ſollen und zur Zahlung von monatlichen Beiträgen be⸗ 
reſt. Wigard, Heubner, Petermann, Valteich und Walter wurden 
in den Ausſchuß gewählt. Nachdem Wigard einen Vortrag über 
die Demokratie und Schaffrath über die Wahlgeſetzfrage in Sachſen 
gehalten halte, wurde eine Reſelutlon angenommen, worin die Wie- 
dertinberufung der verfaſſungsmäßigen Volksvertretung nach dem 
Wahlgeſetze von 1848 und die Einführung des gleichen allgemeinen 
direkten Wahlrechts mit geheimer Abſtimmung gefordert wird, da 
der Wahlgeſetzentwurf, welcher den gegenwärtigen Ständeverſamm⸗ 
lungen vorgelegt ſei, einen ſehr großen Theil des Volkes verletzt. 

— Hof.) Seit kurzer Zeit zirkulirt hier das Gerücht von 
elner nahe bevorſtehenden Abdankung des Königs Johann. Nie⸗ 
mand weiß zu jagen, woher es kommt und worauf es ſich gründet, 
aber es iſt da, es erhält ſich, ja man bezeichnet ſogar ſchon den 
Tag des feterlichen Aktes, den 12. Januar. Warum grade dleſen 
— ich weiß es nicht. f 

Karlsruhe, 7. Dezember. Die erſte Kammer hat das 
Budget des Miniſterlums der auswärtigen Angelegenheiten mit den 
von der Abgeordnetenkammer vorgenommenen Beſchränkungen an- 
genommen. 

Augsburg, 7. Dezember. Eine anſcheinend offizlöͤſe Kor- 
reſpondenz der „Augsburger Allgemeinen Zeitung" aus Berlin mel- 
det, daß die Kabinette von Berlin, Petersbarg und London an der 
Auſicht feſthalten, daß zur Beſchickung der Konferenz die Vorlegung 
einer Baſis für dle Verhandlungen franzöſiſcherſelts durchaus noth- 
wendig jet, Frankreich ſoll eine Vorberathung der betreffenden Ge⸗ 
ſandten der Großmächte vorgeſchlagen baben. Nach Berlin jei über 
dleſen Plan noch nichts gemeldet worden, doch erſcheine derſelbe 
nicht unwahrſcheinlich. Was den Umſtand betreffe, daß der nord- 
deutſche Bund nicht zur Konferenz eingeladen jet, fo hänge es aller- 
dings damit zuſammen, daß Frankreich den Bund noch nicht aner- 
kannt habe; doch erſcheine dieſe Thatſache erſt in ihrem wahren 
Lichte, wenn man erwäge, daß das Bundespräſſdium es nicht für 
nothwendig halte, die Anerkennung eher anzuregen, als die Rege- 
lung des Bundesgeſandtſchaftsweſen erfolgen werde. 

München, 7. Dezember. Die Führung der bayer'ſchen 
Stimme im Zollbundesrathe wird gutem Vernehmen nach dem baler⸗ 
ſchen Geſandten in Berlin übertragen werden. 

Auslaud. 

Wien, 7. Dezember. In den Budgetaus ſchuß des Abge- 
ordnetenbauſes ſind gewält: Groß, Winterſtein, Graf Wadzickt, 
Ritter Wezyk, Dr. Zybliktewicz, Plener, Herbſt, Dr. Groß, Lu- 
penna, Banbaus, Dr. Mayer, Sfene, v. Berger, v. Breſtel, Ber- 
ger, v. Hopfen, Kuranda, Schindler, Freiherr Petrino, Dr. Klier, 
Löhninger, Frhr. Protobevera, Dr, Vidulich, Dr. Tomann, 

Wien, 7. Dezember. In der heutigen Sitzung des Unter- 
hauſes wurde die Regierungsvorlage, betreffend dle Vermehrung der 
Münzſcheine von 12 auf 15 Millionen gegen äquivalente Ein- 
zahlung von Staatsnoten dem Finanzausſchuß überwieſen. — Das 
Haus verwarf die Aenderungen, welche das Herrenhaus an den 
Geſetzen, betreffend die Vollzugsgewalt der Regierung, vorgenommen 
hatte, indem die Beſtimmungen über das Recht des Kaiſers, Ge- 
ſandte zu entſenden, als nicht in dies Geſetz gehörig erklärt wur- 
den. Ebenſo wurde die Beſtimmung, welche das Herrenhaus be- 
züglich des Belefgebelmniſſes in das Geſetz über die Staatebürger- 
rechte aufgenommen batte, verworfen. — Auch die weſentlichen Ab— 
änderungen, welche das Herrenhaus im Verfaſſungsentwurf be- 
ſchloſſen hatte, wurden abgelehnt; dagegen erbielten die Entwürfe, 
betreffend die richterliche Gewalt und das Reichsgericht, ſowie das 
Delegationsgeſetz in der vom Herrenbaus beſchloſſenen Faſſung die 
Genehmigung des Hauſes. — Die „Abendpoſt“ dementirt alle Ge⸗ 
rüchte, betreffend die Aufhebung der Militärgrenze, 

Haag, 7. Dezember. Die erſte Kammer iſt zum 13. De- 
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In dem Diſtrikte, in dem ich 
nicht für den däniſchen, ſonder 
der Stadt Hadersleben, der 1 
Wahlmännern 20 Deutſche 


; > ae ; : und das Amendement mit 173 gegen 168 Sti 0 zember einberufen, 
CTTTTTCCCCC0C%%C%/%/ TT 
en „ le anze Geſetz — 283 mentli ; h > { 1 
und des Disziplinarbofes ohne Debatte an. — Zu dem Etat des Debits flehte 1 55 e em De dog. Beten a ana 9 51 alle Pofitionen des provijortichen Kreditgeſetzes angenommen. Die 


der Geſetzſammlung beantragt Ab „Reichenſperger, daß das Bundesgeſetz⸗ 
blatt dem preußiſchen Gesch bla 1 Mail Beilage beigefügt 
werde. — Der Miniſter des Innern wird den Antrag berückſichtigen, das 
Haus tritt ibm bei und genehmigt dieſen Etat ſowie den der Verwaltung 
des Jadegebiets ohne Debatte. i 
Es folgt der Bericht der Geſchaftsordnungskommiſſion über die Er⸗ 
klärung der Abg. Krüger und Ahlmann wegen Ableiſtung des Eides auf 
ie Verfaſſung unter Verwahrung der Rech e Nordſchleswigs auf Abſtim⸗ 
ung in Gemäßbeit Art. V, des Prager Fliedensvertrages. — Der Ans 
trag der Kommiſſton gebt bekanntlich dahin? Das Haus wolle beſchließen: 
die von den Abgg a K und Ahlmann eingelegte Verwahrung bei 
Ablei u 9 des Eides auf die Verfaſſung für unſtakthaſt zu erklären; 2) ſie 
ur bedingsloſen Ableiſtung des vorſchriftsmäßigen Eides auf die Verfaſ⸗ 
hung durch das Präſidium vor die Schranken des Hauſes laden zu laſſen; 
) im Falle ihres nicht entſchuldigten Ausbleibens oder Verweigerung der 
unbedingten Eidesleiſtung fie nicht für legitimirt zu erachten, einen Sitz 
im Hauſe einzunehmen, und die Regierung aufzufordern eine Neuwahl im 


Entſchetdung des Königs über das Demiſſionsge \ 
riums iſt bis zur Stunde noch e geſuch des Minifte 
Brüſſel. 7. Dember. Eloin, der Sekretär des Kalſers 
Morimilian, iſt von Juarez amnefiıt und in Freibeit geſetzt wor- 
den, Er bat bereite am 20. November die Fahrt nach Europa 
angetreten. 
r.. Die „Grancer fagt, +6 fei ein Ger 
zücht in den parl-mentarifchen Kreifen im Umlauf, daß eine Miß⸗ 
helligkeit im franzöſiſchen Kabinet in Folge der Deflarationen des 
Staatemintſters Rouher im Korps légtelatif in Bezug auf die rö- 
miſche Frage entſtanden ſei. Dasſelbe Blatt jagt: Mr, Emilie 
Olliver werde Montag zu Gunſten der Einigkeit Deutſchlande ſpre⸗ 
chen, aber, fügt das Blatt binzu, Bismarck würde Tasjelbe beſſer 


im Hauſe nicht wohl erträglich ſei. (Abg. v. Binde: Sehr wahr!) Das 
Haus beſchließt aber noch 5 auf der Tagesordnung debe Wahlprufun⸗ 
gen zu erledigen, und es werden mehrere Wahlen genehmigt. 

„Um 3% Uhr bemerkt Abg. v. Bonin, das das Referat der 3. Ab⸗ 
theilung etwa 11, Stunden in Anspruch nehmen werde. Mit Rückſicht 
darauf, daß die Luft im Haufe (. 22 Gr. R.) nicht beſſer geworden, und 
auf die vorgerückte Zeit beantragt er Vertagung und das Haus tritt ſeinem 
Vorſchlage bei. Nachſte Sitzung Montag 10 Uhr (Vereidigung der noch 
nicht vereidigten Abgeordneten. Etat des Miniſteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten, der Finanzen und des Handels.) 


Kiel, 7. Dezember. Wie die „Kleler Zeitung“ vernimmt, 
wird der Geſetentwurf, betreffend die Penfiontruug der ſchleswig- 
holſteiniſchen Ofſiztere, nicht dem Landtage, ſondern dem Reichstage 
zur Genehmigung vorgelegt werden. Es werden dabei die Beflim- 
mungen des Inyalidengejepes vom Jahre 1866 maßgebend ſein. 
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mit Botentohn viertel, 1 Thlr. 7½ Sie =: 


Sultan babe beſchloſſen, daß Ault Paſcha in Kandia durch Fuad 


vertheidigen. Die „Patrie“ ſagt, es ſei ungewiß, daß die Ver⸗ 


. 


ſlammlung ber diplomatiſchen Agenten, um die Grundlagen für die 
Verhandlungen der Konferenz feſtzuſtellen, nun ſtattfinden könne, 
nachdem die Einladung zur Konferenz definitiv angenommen ſel. — 
Der „Etendard“ enthält das Gerücht, daß Garibaldi, geſtüßt auf 
die jo eben erlaſſene Amneſtle, Caprera verlaſſen habe und daß, ein 
neuer Angriff gegen Rom bevorſtehe. 
a Florenz, 7. Dez. Deputirtenkammer. 
Deſanctis, Ferraris, Nicotera und Corte verlangen nach den von 
der franzöſiſchen Regierung im Senate und geſetzgebenden Körper 
durch Marquis Mouftier und Staatsminifter Rouher abgegebenen 
Erklärungen nnverweilt Interpellationen darüber einzubringen, welche 
Haltung die Regierung annehmen werde, um die Rechte und die 
Würde der italienischen Nation zu wahren. Konſeilspräſtdent Me⸗ 
nabrea erwiederte, er kenne die Rede des Staatsminiſters Rouher, 


1 deſſen Ausdrücke im Uebrigen die Regierung in hohem Grade be- 


ſchäftigt haben, bisher nur im telegraphiſchen Auszuge. Im Augen⸗ 
blicke könne er daher den Vorrednern nicht beſtimmt antworten, da 
er erſt vorher pofltive Informationen von dem Geſandten in Paris 
haben müſſe. Menabrea verſprach am nächſten Montage bei Ge⸗ 
legenheit anderer Interpellationen auf dleſen Gegenſtand zurüd- 
| zukommen. 
— Die Bureaux der Deputirtenkammer haben ſich konſtltuirt. 
Von den Präfidenten derſelben gebören ſechs der gemäßigten Rechten 
an. Die Mehrzahl der Vize -Präſidenten und Sekretäre gehört 
ebenfalls zur Rechten. 
Florenz, 7. Dezember. Im Senate richtete Torrearſa 
eine Interpellation an die Reglerung in Bezug auf die Römiſche 
Frage. Er betrachte es als wünſchenswerth, daß der Senat unter 
den gegenwärtigen ernſten Umſtänden eine Erklärung abge be. Er 
hege nicht den Wunſch, der Regierung Oppoſitlon zu machrn, ſon⸗ 
dern wünſche ihre Haltung in dieſer Frage kennen zu lernen. Wir 
müſſen unſer Recht auf Rom darlegen, und was immer auch kom⸗ 
men möge, müſſe die Regierung dleſes Recht aufrecht erhalten — 
der Senat wird fie dabei unterflügen. Der Minifter Menabrea 
erwiderte: Die Regierung habe bereits ihre Anſicht über die Rö-⸗ 
milde Frage ausgeſprochen. Er hoffe, das gewünſchte Ziel zu er⸗ 
reichen. „Ich habe bereits die Schwierigkeiten dieſer Frage dar- 
gelegt, jedoch auch gleichzeitig mitgetheilt, daß ich das Vertrauen 
in meine Fähigkeit ſetze, fie durch Aufrechterhaltung unſeres Rechts 
und Achtung der religlöſen Intereſſen zu überwinden. Dieſes bildet 
unſer Programm und läßt ſich dafjelde dahin zuſammenfaſſen, daß 
wir die Nothwendigkelt für eine Trennung zweier Mächte, deren 
eine einem Jahrhunderte angehört, welches nicht mit dem andern 
im Einklange ftebt, fühlen. Unſere Politik if: ungeachtet aller 
Hindernifje die Tendenz übertriebener Leldenſchaften zu beflegen, 
während wir jede Idee von Schwäche oder Wortbrüchligkeit zurück 
weiſen. Auf diefem Pfade wird uns die Unterſtützung des Senats 
ſehr erfreulich fein.” Der Senator Torrearſa ſchlug hierauf fol- 
gende Tagesordnung vor: „In Anbetracht der Erklärungen des 
Minifteriums und überzeugt, daß die Regierung die Rechte und 
Wücde der Nation aufrecht erhalten und ihre geſetzmäßige Voll- 
endung beſchleunigen werde, geht der Senat zur Tages-Ordnung 
über.“ Leoparti iſt gegen den Antrag Torrearſa's, well der Senat 
bereits ein Votum abgegeben habe, wodurch Rom als die Haupt- 
ſtadt Italiens proklamirt wird. Menabrea erklärte hierauf, daß er 
die von Torrearſa vorgeſchlagene Tages-Ordnung in des Wortes 
weitefter Bedeutung annehme. Mit Bezug auf die von Leoparti 
erwähnte Abſtimmung erinnerte der Minifter an feine jüngſte Rede, 
in welcher er die Worte des Grafen Cavour cltirt habe, und fuhr 
bierauf fort: Nach meinem Dafürhalten ſchlleßt die Tagesordnung 
Torrearſa's eine Art Beſtätigung jenes Votums in ſich, da es die 
nationale Würde erheiſche, ein feierliches Votum des Parlaments, 
ſo lange es beſtebt, aufrecht zu erhalten. Allein wle ich bereits 
behauptet habe, muß Italien nach Rom in Uebereinſtimmung mit 
Frankreich blicken. Wenn dies die Bedeutung der vorgeſchlagenen 
Tagesordnung iſt, jo ſehe er keine Schwierigkeit, dieſelbe anzuneh- 
men. Confortt iſt der Anſicht, es ſei nutzlos, von einem Einver- 
nehmen mit Frankreich zu ſprechen, wo Frankceich erklärt, die Thore 
Roms müßten ewig für Italten verſchloſſen bleiben. Menabrea 
erwiderte, er wünſche feſtzuſtellen, daß jede Uebereilung vermieden 
und jeder Gedanke von Gewaltanwendung verworfen werden müſſe, 
um eine Löſung der Römiſchen Frage herbeizuführen. Wenn unſer 
Recht Angeſichts Europa's beh iuptet iſt, wenn wir jede dem reli- 
gidjen Intereſſe gebührende Achtung bezeugt baben werden, wenn 
wir Europa überzeugt haben, daß wir nicht allein nicht feindſelig 
gegen das Papſttbum find, ſondern feine Unabhängigkeit zu wahren 
und feine Erbabenheit aufrecht zu erhalten wünſchen, dann wird 
eine gewiſſe Verſchledenhett der Anſichten, welche jetzt tief begründet 
zu ſein ſcheint, well fie aus den jüngſten ſchmerzlicher Erinnerun- 
gen gebildet worden, verſchwinden. Sie werden allmälig abnehmen 
und, wie wir hoffen, ſchlleßlich vollkommen beſeltigt fein. Dieſes 
iR der Sinn, in welchem wir die Tagesordnung Torrearſa's an- 
nehmen. Der Senat nabm darauf die von Torrearſa vorgeſchla- 
gene Tagesordnung faſt einſtimmig an. 
London, 7. D-zember. Im Unterbauſe ſagte Lord Stan- 
ley in Beantwortung einer von Mr. O'Brien an ihn gerichteten 
Interpellation, daß ihm Nichts von einer franzöſiſchen Kolonte in 
Abyſſinten bekannt fe. Der Minifter bezwelfelte ſehr, ob irgend 
eine Vermittelung zwiſchen England und dem König Tbeodorus 
genützt haben würde. Er ſet weit entfernt, mit einem Gefühl von 
Etferſucht oder Mißtrauen auf franzoſiſchen Einfluß oder die guten 
Dienſte Frankreichs zu blicken, er freue ſich im Gegenthell, ſagen 
zu können, daß zwiſchen Frankreich und England die beſtmöglichen 
Beziehungen beſtehen. — Auf eine Interpellatlon Mr. Darby 
G:riffitde erwiderte Lord Stanley, er wünſche nicht zu wiederholen, 
was er bereits früher mit Bezug auf die Konferenzfrage gejagt 
babe. Obgleich er zugeſteben müſſe, daß die Löſung der Frage von 
großer Wichtigkeit für Europa ſei, fo könne er doch nicht finden, 
daß irgend welches gute Reſultat aus der Konferenz bervorgeben 
würde. Dieſelbe würde nur dazu dienen, die Größe der Meinungs- 
verſchiedenbelt, welche jwiſchen den Mächten herrſchen dürfte, zu 
zeigen, Wenn feine Baſis für dieſelde feſtaeſtellt werde, fo ſei es 
ſeiner Anſicht nach nur eine Zeltoerſchwendung, auf die Konferenz 
einzugeben. Was ibn ſelbſt beträfe, ſagte der Miniſter, ſo ſei er 

außer Stande, einzuſehen, wie es möglich ware, die ſich widerſtrel 
tenden Anſprüche des Papſtes und des Könige von Italien mit 
ander zu verſöhnen. Der Minifter ſchloß, er habe bis jetzt 

n Plan zur Berfößnung zwiſchen Itallen und dem Papſt ges 
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funden und habe keine Hoffnung, dieſelbe auszuführen. — Der 
Unterſekretär des Schaßamtes Mr. Hunt vertbeidigte in Beants 


wortung einer Interpellation Mr. Ayrton's dle für den amerifa- 
niſchen Poſtdlenſt gemachten Arrangements. Mehrere Geſetzentwürfe 
haben die Zuſtimmung der Königin erhalten. Das Parlament 
wurde blerauf bis zum Monat Februar vertagt. 

Madrid, 6. Dezember. Die amtliche „Gazeta“ enthält 
eine Königliche Verordnung, durch welche die Quarantäne für 
ſämmtliche aus Holland und Dänemark kommende Schiffe aufge⸗ 
hoben if. — Marſchall Narvaez iſt von feiner Krankheit wieder 
hergeſtellt. 

Athen, 30. November. Die Geindjeligkeiten haben anf 
Kandla wieder begonnen. Es hat zwiſchen den Türken und Chriſten 
ein Gefecht bei Lakt (Kandien) ſtattgefunden, bei welchem die Tür⸗ 
ken geſchlagen wurden. Ihre Munition und Lebensmittel fielen 
in die Hände der Inſurgenten. Mehrere Todte blieben auf dem 
Kampfplatze. Die Auswanderung der kandiotiſchen Familien dauert 
fort. Die Zabl der bereits Geflüchteten beläuft ſich auf 60,000. 

Petersburg, 7. Dezember. Die Heindſeligkeiten auf 
Kreta find am 22. November wieder zum Ausbruch gekommen. 
Aus der Türkel find mit Hinterladungsgewehren ausgerüſtete Ver⸗ 
ſtärkungstruppen dorthin abgegangen. Ruſſiſche Kriege ſchiffe be⸗ 
ginnen neuerdings wieder in Folge von Klagen, die aus drei 
Kreiſen an die Konſuln ergangen ſind, Familien von Flüchtlingen 
aufzunehmen und fortzuführen. 

Der Vizekönig von Aegypten verweigert die Tributzahlung 
an die Pforte, indem er die Krlegskoſten für Kandia in Anrech⸗ 
nung bringt. i 


Pommern. 

Stettin, 9. Dezember. Vorgeſtern Abend gegen 11 uhr 
machte der Pölitzerſtr. Nr. 22 wohnhafte Kaufmann H. den Ver- 
ſuch, ſich mittelſt eines mit Schroot geladenen Doppelterzerols zu 
erſchleßen. Durch den in den Mund abgefeuerten Schuß wurden 
dem H. die Lippen zerriſſen und drangen die Schrootkörper in den 
Gaumen ein, welche Verletzungen nach ärztlichem Gutachten nicht 
lebensgefährlich find. Zerrüttete Verhältniſſe und Geiſtesſchwäche 
werden als Motiv des Selbſtmordverſuches bezeichnet. 

— Vorgeſtern Vormittag traf hier mit dem Eiſenbahnzuge 
aus der Provinz ein junger Mann ein, um ſich bier eine Stellung 
zu ſuchen. Kaum aus dem Waggon geſtlegen, gejelte ſich ein 
Mann zu ihm, knüpfte ein Geſpräch an und gab ih, als er er⸗ 
fahren, daß der unerfahrene Ankömmling eine Stellung ſuche, als 
Kommiſſtonär zu erkennen, indem er ſich erbot, demſelben einen 
Dienſt zu verſchaffen, den er ſofort antreten könne, wenn er als 
Gebühren 2 Thlr. zahle. Voller Freude, daß ihm das Glück jo 
bold, händigte der junge Mann dem angeblichen Kommiſſtonär ſo⸗ 
fort ſeine aus zwel Thalern beſtehende Baarſchaft ein, in der Er⸗ 
wartung, daß er in feinem neuen Dienfiverbältnifje nicht ſobald 
Geld brauchen würde. Hierauf begaben ſich beide, um das ange- 
knüpfte Freundſchaftsbündniß feſter zu ſchürzen, in ein auf der 
Oberwleck gelegenes Reſtauratlonslokal, woſelbſt verſchledene Seidel 


Bler getrunken wurden. Als es zur Bezahlung kam, batte der 
junge Mann ſelbſtoerſtändlich kein Gelb, worauf ſein Begleiter die 


Freundlichkeit hatte, die Zeche zu bezahlen, jedoch nicht ohne die 
Uhr des arg Betrogenen in Pfand zu nehmen. Beide ſchlugen 
ſodann den Weg nach dem Schweizerhof ein, in welchem der Fremde 
jo lange warten ſollte, bis der Kommijfionäe mit dem künftigen 
Dienſtherrn des jungen Menſchen ſich beſprochen. Der Gauner 
benutzte darauf den dort befindlichen, nach der Juhrſtraße ausmün- 
denden Durchgang, welcher ſchon jo viele Opfer gefordert, um ſich 
auf Nimmerwiederſehen zu empfehlen. Zu verwundern bleibt nur, 
daß immer noch, trotz der vielfachen Warnungen der Preſſe, ſich 
Leute finden, die jedem beliebigem Gauner, der ſich ihnen anſchlleßt, 
ſofort ins Garn laufen. 

— Nach einer höheren Beſtimmung ſollen in Uebereinftim- 
mung mit einer früher bereits getroffenen Entſcheidung die „Laza⸗ 
reth⸗Gehülfen“ zu den „Kombattanten“ gezählt werden und „haben 
in Konſequenz blervon auf die bezüglichen Dekorationen für Kom- 
battanten einen vollgültigen Anſpruch“. 

— Im Anſchluſſe an den Allerböchſten Erlaß vom 1 J. April 
d. J. iſt, zur Beſeitigung entſtandener Zweifel, beftimmt worden, 
daß Behufe der Zulaſſung zur Portepetfabarichs-Prüfung die Bel⸗ 
bringung eines Retfezeugniſſes für die Prima eines Gymnaſiums 
oder einer Realſchule erfter Ordnung bis auf Weiteres nicht er- 
forderlich iſt. 

— Vorgeſtern Abend erfolgte in der Papenſtraße 14, im 
Laden des Schudmachermelſters H. eine Gas-Exploſton, die mehrere 
Zenſter zc. zeitfümmeite. Bis zum Abend waren Arbeiter mit der 
Anlegung einer Flamme im Schaufenſter jenes Ladens beſchäftigt 
geweſen und ſoll die Exploſton durch unterlaſſenen Verſchluß des 
noch nicht fertigen Rohres herbeigeführt jein, 

— Wegen dringenden Verdachtes, den vor einigen Tagen 
von uns gemeldeten Kommodendiebſtabl in dem Haufe Petrifirhen- 
ſtraße Nr. 7 verübt zu baben, iſt vorgeſtern Abend der bei dem 
Gaſtwirth Schröder auf der Laftadie logtrende angebliche Photo- 
graph Wilhelm Sachſe, nachdem ein Iluchtverſuch deſſelben aus 
dem Polizei-Revierbureau, wo er ſiſtirt, mißglückt war, verhaftet. 

— Vor einigen Tagen erſchten ein bis jetzt nicht ermitteltes 
etwa 20 Jahre altes Frauenzimmer mit blondem Haar in der 
Schubſtraße No. 5 beſiudlichen Tapiſſerte- und Wollwaarenband— 
lung, gab an, daß es bei dem Schneldermeiſter Edner am Rof- 
mackt kondittontre und erbat für die Frau E. die Verabfolgung 
mehrerer Geldbörſen zur Anſicht. Es wurden ihr drei Börſen im 
Werthe von 10 Toalern eingehandigt; erſt ſpäter hat ſich ergeben, 
daß die Angaben unwahr und das Frauenzimmer eine Schwinde⸗ 
lerin jet. Es liegt der Verdacht vor, daß daſſelbe auch in anderen 
offenen Geſchäften ähnliche Betrügereien verſucht hat. 

— Borgeftern find einem Commis aus ſeiner Bohlwerk No. 
20, vier Treppen boch belegenen verſchloſſenen Wohnung veiſchte⸗ 
dene Kleidungsſtückt, ferner iſt in den Abendstunden dem Kauf- 
mann L. in der Reifſchlägerſtraße ein vor der Thüre haltender 
Handwagen, auf dem ſich eine Tonne Fettheringe befand, zuſammen 
etwa 30 Thaler werth, und geſtern einem Petriklrchplatz No. 11 
wohnbaften Reglerungebeamten ein „M. G.“ gezeichneter ſilberner 
Eßloͤffel geſtohlen worden. 

— Geſtern Abend wurde der Arbeiter Carl Strobel ver- 
haftet, der im angetrunkenen Zuftande in einem öffentlichen Lokale 


auf der Laſtadie eine Schlägerei begonnen, 
nen Beamten auch th tlich widerſetzt hatte. 

— Durch Allerböchſten Erlaß vom 7. v. M. iſt auf Vor⸗ 
trag des Kriegs-Minifters beſtimmt worden, daß die in den 88. 
119 und 127 des Geldverpflegunge-Reglements für die Truppen 
im Frieden ausgeworfenen, unterm 10. Oktober 1860 bereits an- 
ders normirten, monatlichen Einkommensſätze in Folge der damals 
eingetretenen Solderhöhung auf 20 Thlr. für dle Klaſſe der Ober- 
feuerwerker, Wachtmeiſter, Feldwebel und Obermeiſter, 14 Thlr. 
für die Klaſſe der Portepee-Fähnriche, Feuerwerker und Sergean⸗ 
ten inkl. Vice-Feldwebel, 11 Thlr. für die der Unteroffiziere und 
Trompeter, fo wie 5 Tölr. 15 Sgr. für die Gefrelten und Ge⸗ 
meinen erhöht, und daß die Feldwebel der Invallden-Kompagnleen 
und Invalidenhäuſer der erſten Klaſſe beigezählt werden, desglel⸗ 
chen, daß dieſe erhöhten Sätze bereits vom 1. April d. J. ab zur 
Anwendung kommen ſollen. Danach haben übrigens nicht allein 
diejenigen Militärperſonen, welche eiu Kommando zur Probedienſt⸗ 
leitung im Clvlldienſte mit oder nach dem 1. April 1867 ange- 
treten haben, einen Anſpruch auf die höheren Einkommens ſäße, 
ſondetn letztere dienen auch bel denjenigen Militärs vom 1. April 
d. J. zum Anhalte, welche ſich an dieſem Tage bereits in einem 
ſolchen Kommando-Verhältniſſe befunden haben. 

Greifswald, 8. Dezember. Am 27. v. M. wurde der 
Sattlermeiſter Siewert in Bergen a. R. in ſeinem Bette, anſchel⸗ 
nend von fremder Hand erdroſſelt vorgefunden. Der That ver⸗ 
daͤchtig iſt die ſeit längerer Zeit bereits unzurechnungs fähige Ehe⸗ 
frau des Verſtorbenen, die ſeitdem in eine öffentliche Hell-Anſtalt 
untergebracht worden iſt. 


Vermiſchtes. 

Berlin. Von einem ſchrecklichen Unglück wurde Freitag Abend 
die Sängerin Frl. Delcliſſeur betroffen, welche bisher allabendlich 
das Publikum der Tonhalle durch ihre Vorträge unterhielt. Nach 
beendeter Vorſtellung betrat dieſelbe das Garderobezimmer, um ihre 
Kleider zu wechſeln. Dabei war fle einer Gas flamme fo nahe ge- 
kommen, daß das leichte Gazekleid Feuer fing und im Nu in Flam⸗ 
men aufging. Ehe Jemand zur Hülfe berbelellen konnte, ſank die 
Unglückliche beſinnungslos zu Boden. So ſchnell das Feuer auch 
erſtickt wurde, ſo erlitt ſie doch ſo schreckliche Verletzungen, daß man 
ſie nach dem katholiſchen Krankenhauſe bringen mußte. Die Aerzte 
baben wenig Hoffnung, fie am Leben zu erhalten. 

Wilen. (Giftmord Ehorinskfi.) Die „N. Fr. Pr.“ be⸗ 
richtet, daß die Ebergenyl jetzt nicht länger mit der Wahrheit 
zurückhalte. Bei dem Veböre am 4. jet fie aufammengebroden und 
hätte in ihre Zelle zurückgetragen werden müſſen. 


Scbiffsberichte. 

Swinemünde, 7. Dezember. Nachmittags. Angekommene Schiffe 

Elſe, Arnold von Pillau. Eliſe, Weſenberg von Colberg. Robert, Vie⸗ 

brantz von Rügenwalde. Lina, Gäde von Danzig. Rudolph, Wendt von 
Memel. Vineta (SD), Liskow von Königsberg. Wind: O. 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 7. Dezember. Witterung: fhön, leichter Schneefall. Tem⸗ 
peratur — 1 R.. Nachts — 5 Wind: NW. 


an der "orte. 
2 Weizen loco unverändert. Termin hoher, per 2125 Zu. 
inländiſcher gelber 96—96½% K bez., ungariſcher 85 —88 Fa — feinen 
3 9055 11 2 er be, bunter Nauen 91-95 9%, 
eißer — ez. — . ember „ Frũ 

9516, 96% ber 3 p ezembe RE Br., Frühjahr 

Roggen flau, Termine unverändert, pr. 2000 Pfd. loco galiziſcher 
70—72 *. bez, inländiſcher 73, 74 . bez., feiner 82—83pfb. 75 * 
bez., Dezember 73½ % Br., Frübjahr 73 bez. u. Br. 

Gerſte per 1750 Pfd. loco märker 52 e be 

47 —50pfb. Früh⸗ 


3. 
afer loco pr. 1300 Pfd. 344, —35 ½% ba. 
jahr 86 % Gb. a i 
4 ee loco 2250 Pfd. Futter- 65-654, 2% bez., Koch⸗ 66-68 
ez. 
Ruböl ruhig, loco 10% Br., Dezember 10% Br., 1 
Gb., April-Mai 10% S 3. Gb. e 
Spiritus behauptet, loco ohne Faß 20%, bez., Dezember und 
Dezember⸗Januar 20 Ag Gd., Frühjahr 21 % Br. 
Petroleum loco 6¼ 65 ½ bez., Termine 6% 


f f bez. 
Regulirungs⸗Preiſe: Weizen 94, Roggen 73½, Rüböl 10%, 
Spiritus 20. 


ſich dem hinzugekomme⸗ 


Stettin, den 9. December. - 
151% bs St. Eorser nabs- O. 


4 = 
F .../ 151 bz St. Schauspielh.-O. 5 — 
Amsterdam + 8 142% bz Pom. Chausseeb.-O.| 5 | 102 B 
5 «| -- Used. Woll.Kreis-O.) 5 — 
London 6 25½ bz St. Strom- V.- A. 4 — 
nt 6 24% bz Pr. National-V.-A. - 4 5 
Paris 81 ½ bz Pr. See- Assecuranz 4 — 
PIE TER 81%, bz [Pomerania 4113 G 
Bremen — Union 4104 B 
St. Petersbg. 92½ G - ISt. Speicher-A. 5 5 
Wien 8 83%, bz |Ver.-Speicher-A....| 5 — 
„ „ 83 B Pom. Prov.-Zuckers. 5 — 
Preuss. Bank Lomb. 414 % [N. St. Zuckersied. 4 Zu 
Sts.-Anl.5457 97 ¼% bz Mesch. Zuckerfabrik 4 — 
5 8 103% bz |Bredower „ 4 — 
St.-Schldsch. 83½ B [Walzmühle 5 = 
P. Präm.-Anl. 117 B St. Portl.-Cementf..| 4 — 
Pomm.Pfdbr. 76 B St.Dampfschlepp G.] 5 - 
5 su | 86%, B St. Dampfschifl-V.-| 5 — 
„ Rontenb. 90 & Neue Dampfer-C. 4 95 B 
Ritt. P. P. B. A. 90 Germania 95 ½% B 
Berl.-St. E. A. 137 B Vulkan ..ourer re. 85 & 
„ Prior. 83%, B [St. Dampfmühle . 4101 8 
5 5 — Pommerensd. Ch. F.] 4 — 
Starg.-P. E. A. 933% B [Ohem. Fabrik-Ant. 4 — 
„ Prior. — St. Kraftdünger-F..\—| — 
St. Stadt-O, - 94%, bz IGemeinn. Bauges. -| 5 — 


Todes⸗Anzeige. 

Unter ſchwerem Kampfe, doch ſtark in dem Herrn, ſtarb geſtern Abend 
meine theure Gattin, Henriette geb. Boye. Dies zeigt ſtatt beſonderer 
Meldung ergebenſt an 

Brunnemann, 


N Paſtor. 
Wollin bei Penkun, den 8. Dezember 1867. 


Die Beerdi \ i 
2 Uhr fan. gun en am Mittwoch den 11. d. Mts., Nachmittag 


